
Protoko11 

über die Konferenzsitzung des "'andtages vom 2.3.1942 

Anwesend alle Abgeordn&ten, Dauer 9-12 Uhr. 

Seltene der Regierung anweeend: Dr. Hoop und Dr. Vogt 

l. Das Protokoll der letzten Sitzung wird genehmigt und die 

Eingange seit der letzten Sitzung werden bekanntgegeben. 

_2. 
Landwirtschaftliche 0- 

Regierungschef gibt Kenntnis über zahlreiche eingegangene 

Ansuchen um Dispens. Es werde zu überlegen sein, wieweit diesen 

Ansuchen zu entspredhen sei. 

Dr. Vogt: Gerade die Ansuchen zeigen, dass in der Angelegenheit 

nicht nachzugeben, sondern im 4egentei l mit grösserer Strenge 

durchzuhalten sei. Der Gedanke vom Arbeitslager müsste noch- 

male überlegt werden. Erhähungen von Knechtprämien wären am 

Platze, um gewiese Härten abzumildern. und zwar im Sinne einer 

Familien[subvention. Die freiwillige Werbung, wie sie 

vorgeschlagen wurde, müase zum Misserfolg führen. Es werde so- 

gar notwendig sein, die Söhne aus den Familien herauszunehmen 

u@d durch andere zu ersetzen, um in der ganzen Konsequenz 

durchzugreifen. 

Sele: Betont wiederholt die Notwendigkeit eines Lagers, um die 

letzten Konsequen-. en zu ziehen und keinen 'rund zu irgendwel- 

Chen Ausnahmen zu habep. Der bezug der Arbeitskräfte soll vom 

Lager aus geschehen. 

'iM' µ <:: 

r. x r 

Risch: Es soll mit grösster Konsequenz gehandelt werden. 0ewis- 

ee Härten seien un . rermeidlich, werden aber auch ertragen. Durch 

besondere Unterstützungen könne hier im Sinne Vorschlage Dr. 

Vogt tataaächlich geholfen werden. 

Hood Spricht sich gegen eine Herausnehme der Söhne aus den 

Familien aus'weil die Arbeitsleistungen der Söhne in der Fami- 

lie, wo sie notwendig eind, gröeeer und geeigneter iet, ale wie 

ein Ersatz. Es nieste sich also nur nachteilig auswirken, eoferne 

diese Konsequenz durchgeführt würde. 

Ebene Die löhne für Knecht sind heute entsprechend und daher 

ist jungen Leuten auch zuzumuten, rdaee sie sich fügen, 
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sele: S©ferne die Regierung die Konsquenzen eines Lagers ftirch- 

tet, so soll gerade diese Befürchtung durch denn formellen Be- 

schluss des Landtages entkräftet und die Kegierung dadurch 

entlastet werden. 
Soh Idler Eug.: Die Berechnung der Löhnewie sie hier dargelegt 

wurde, erscheint mir zu hochrund zwar deewegen, weil die Verpfle- 

gong bimper anzusetzen ist. 

Brunhart Heinr. Auf keinen i''a11 ist der Besc*i luss zu revidieren. 

Büh. ler Es wird/von gewissen Gemeinden schärläte Massnahmen ge- 

ßordert. Ee ist in diesem alle zu überlegen, ob nicht auoh aus den 

"emeinden selbst diesen Forderun? en zu entsprechen sei. Die betrof- 

tenon Gemeinden Sind vor allem Vaduz und Schwan. 

DrVogt: In der Zahl der anfallenden Hilfskräfte liegt ein Fehler, 

Weil diese Leute, die sich selbst zu versorgen gedenken, ni auf- 

geführt sind. Zudem Sind viele als nicht vollwertig Ecu taximren, 

Bisch: Es soll sich keine Gemeinde gegen die and re abschlissen. 

Das Problem ist ein ++andesproblem. 

''achter: Die angeführten Gemeindon Vaduz und Schaan werden sich zu 

helfen wissen, soferne rlan iiWu11N tf ihre$ Forderungen als übersetzt 

ansieht. Sie werden oben soviel anpflanzen, ala sie imstande sind, 

aber die yandesversorgung bedingt weitergehende Massnahmen. 

eB. G3ef: Es ist wohl möglich, dass der kleine Wirtschafter nebenbei 

auch seine Pfkanzarbeit besorgt, ebenso der kleine Gewerbetreibende 

und es ist deahlab in Ordnung, wenn auch der Pflanzer aus seinen 

xrodukten die entsprechenden Einnahmen zu erzielen bestrebt ist. 

Dr Vogt: Das Problem ist auch ein soziales, dae alle erfaust. An- 

derwärts werden sogar Kinder für diese Arbeit bligezogen, weil die 

äölteren Jahrgänge zum Heeresdienst verpflichtet sind. Ee ist unbe- 

dingt das Privatinteresse zurückzustellen und das Ganze im Auge 

zu haben. So muss auch die Jugend dazu erzogen werden, auf das Gan- 

ze zu denken. 

Öehri: Die Festetellung, wer daheim in der eigenen lamilie land- 
ý 
wirtschaftliche Arbeit hat, hat von einer Stelle aus zu erfolgen, 

um grundsätzlich zu sein. Ebenao grundsätzlich muss darauf gedacht 
-_A.. º- 
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sein, daas nicht aus anderen Verdienstmöglichkeiten die landwirt- 

schaftliche Arbeit zurückgestellt wird. 

$_ : Wenn überall Höchstleistungen erstrebt werdon, müssen unbe- 

dingt die Leute bei ihren eigenen Arbeiten belassen werden, weil 

dadurch der Arbeit. lerfolg viel weitergeht mit der persönlichen 

Interessennahme an der Arbeit. 

sele: Die Arbeit soll kein Frohndienst sein und muss selbstverständ- 

lieh entaprechent entlähnt werden. 

Dr. Schädler: Eine gelockerte Auffassung der Pflihht zum Landjahr 

fort unmöglich zum Erfolg und wird im Vdlk auch kritisiert wer- 

den. Ausnahmen., die man macht, bedingen notwendiger Weise den glei- 

chen Misserfolgt wie letztes Jahr. 

.. Chef: Es entsteht auch durch eine strenge Massnahme Ungerech- 

tigheit, die man umgehen sollte. Verdienstunmöglichkeit und dadurch 

Geldmangel in den Pamilien, sowie die Pflicht, fremde Leute zu hal- 

ten, wen;; doch eigene vorhanden wören, muss ebenfalls negativ kri- 

tisyert werden. 
Es erscheint möglich, mit erhöhten Prämien diese 

finanzielle Ungleichheit aufzuheben, damit *lt einem Breiwilli- 
gen : System auszukomrien wäre. Es braucht nicht mehr Geld, gibt aber 

befriedigtere Verhältnisse. 

Kindle: Es gibt Leute, die nicht in der Landwirtschaft aufge- 

wachsen und doch tüo4tig und brauchbar eind1somit einen ent- 

sprechenden Lohn verdienen. Wenn die entsprechenden Löhne aus- 

gesetzt würden, erecheint es mir auch heute noch möglich, die ge- 

suchten Knechte zu bekommen. 

'äeg. Chef: schlägt vor, einen Kredit von Prs. 2o, o00. - zu gewähren 

und macht sich erbötig, mit diesem Kredit die notwendigen Knech- 

te für die Landwirtschaft aufzubringen. 

Kindle: Heute fügen sich manche unter der Vorauseetzung, dase 

'eben 
mit Strenge vorgegangen werde, eobald aber mit der konse- 

querten Durchführung gebrochen werde, ziehen auch diese sich 

Pegrieflicher Weise wieder zurück. 

Riß Die Kenntnis über die konsequente Durchführung des Land- 

Jahres hat bereits günstig gewirkt. Sobald diese Konsequenz zu- 

rückgezogen wird, werden auch die ßewerbungen zurückfallen. 

Bruchart Louis: Es zeigt sich tatsächlich heu te, dase die Leute 

williger eind, weil sie sich vor den Zwangs sehen, onfolgeie-sem 
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I 
ist ZNOM Konsequenz angeraten. 
Dr. Soiißdler: Die Frage der Yerpfiichtung zum Dienst kann heute 

gut Verantworttet werden, wo überall weit mehr vom einzelnen 

und der Familie verlangt werden muss. Die Lehnfrage anständig 

geregelt werden. 

eB. Chef: betont gegenüber diesen Ausführungen nochmals die 

Möglichkeit einer freien Bewerbung mit den entsprechenden 
Prämien zu setzen. 
D1"t: Es wäre unklug, an die Leute heranzutre ten, die sich 

schon bereitgestellt haben und sie nachträglich mit erhöhten 

Prämien 
zur Annahme einer Stelle zu betteln. Er persönlich 

würde es ablehnen, eine derartige Aktion durchzuführen. 

Präsident Gegen die Ausführungen des Herrn Reg. Chef besteht 

vor allem auch das Aiedenken, daes wir äusserst knapp sind mit 

der iäeit. Die ganze Frage werde damit wieder an den Anfang zu- 

rückgestellt, und soferne, was immerhin möglich iet, die Durch- 

führung auf freier Bewerbung nicht euteprechen eollt4>, iat es 

dem Landtage nicht mehr mtglich, zeitgerecht seine Beschlüsse 

ZU fassen. 

EsA ergeht der Vorschlag zur Abstimmung, ob Obligatorium oder 

freiwillige Bewerbung unter Voraussetzung der letzten Beapreohun- 

gen nämlich, dase der 1923 er und 1924 er Jahrgang soweit ver- 

pflichtet werde. ala sie sich letztes Jahr der Pflicht zu Unrecht 

entzogen habender 1925 er Jahrgang aber vollständig einzube- 

ziehen sei. Voraue besti rat wird hiebei, dass 

1. ) bei Studenten die Möglichkeit besteht, die Dienstzeit auf 

2 Jahre zu verteilen, soferne es sich um einen Maturanten handelt. 

Diese Erleichterung wird ausdrücklich zugebilligt, um diese Ab- 

schlussprüfung der Mittelschüler nicht zu verunmöglichen. Für 

alle weiteren Jahrgangs soll diese Erleichterung nicht eintreten. 

2. ) Dass für Lehrlinge der Lehrvertrag sistiert werde nach 

Massgabe de: = letzten 1'rotokolla. 

3. ) Dass Arbeit irr eigenen Landwirtschaftsbetriebe nur dann 

gestattet werde, wenn dies offensichtlich zur Führung des Betrie- 

bes unumgänglich ist. 

Grundsatz ist . alle Voraena ni eýe werdwn tatsäcb1ic'h nvagehoben. 
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Die Regierung aber kenn unter Anerkennung besonderer Verhält- 

niose im eigenen Llandwirtsdjhaftsbetriebe eine Hilfskraft der 

eigenen Familie zurückstellen. 
Die Beschlussfassung für diesen Antrag ergeht einetirlrnig mit 

einer Stimmenthaltung( Sele). 

2. Beschluse: Zur Unterstützung der durch diene Massnehmen in 

besonderer Weise betroffenen Familien wird ein Kredit von Pro. 

10,000 eineti-z ig bewilligt. 

3L 
_Verorr'nung zum Gesetze betr. Versioherungapfliaht der Fabriks- 

in. h_ aber für ihr Hilfe ereonal. 

Die Ab . nderung von Art. 3 Abs. 2 wird einstimmig angenommen und die 

einschlägige Verordnung zustixýmend zur Äenntnis genomrien. 

1-9) Eingabe der Vorsteher des Unterlandes zwecks Wiederwägung 

dem eetellung der neuen Gemeindekasaieere. 

Die Eingabe wird mehrheitlich abgewiesen. 

5_., 
_" 

? Einbürgerun Freeman. 

Grundsätzlich erklärt sich der 'andtag mehrheitlich einveretan- 

den, auf die Einbürgerung einzugehen unter Voraussetzung der Leis- 

tungen der vollen Taxe. 

6. Einbürgeruuj3ohuler. 

Der Fell hlet grundsätzlich aus Koneequenzgründen nicht zu be- 

fürworten. Beechluss wird nicht gefasst. 

7. Subventionsgesuch der Alpgenossenschaft Gapfahl. 

Das Gesuch wird abgelehnt in Angleichung an die Behandlung des 

Gesuches der Genossenschaft Malbun. 

B. Gesuch des Josef Gas. ner, Triesenben 212_ wegen Gesetzes. 

echaffung zur Wiederaufnahm seines Prozesses. 

Der Präsicent er$ucht, in der Angelegenheit Beschluss zu fassen, 

ob weiterhin erfolgende Eingaben in dieser Angelegenheit dem 

Landtage überhaupt vcrgelogt worden sollen. 

Beschluss_ In bezüglicher Sache seien Gneuche des Jos. Gassner 

lir. 212 Iii Triesenberg dem Anndtagea überhaupt nioht mehr vorsu- 

legen. 

9. ) Gesuch der Ziegonzuchtgenoseneachaft Triesen um einen Vor- 

schuss von Frs. 2ooo-25oo zur Anschaffung von Bündner Gebirgezie- 

gell zur Blutauffrisohung. 
ý 
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Beschluss: Der Ziegonzuohtgenossenechaft sei vorzuschlagen, 

mit eintsprechender Bürgschaftsstellung ihr Darlehen bei der 

Sparkasse aufzunehmen. 

1-. j0.1 Ab . nderung des Art. 2 des ArbeiterschutZesetzes. 

Das Gesetz wird einsti angenorw, men. 

ll. } Grünthai Frei agier Barkaution aus seiner Einbürgerung. 

Beschluss: Mehrheitiiche Ablehnung. 

129 Gesuch des Kirchenrat Triesen um Subvention zur Kirchen-" 

renovetioii. 

Einstimmiger Beschluans Entweder sei eine eventuell nüchstiin 

erfolgende Einbürgerung der Gemeinde Triesen zuzuweisen mit der 

verPflichtung, aua der Einbürgertungstaxe zur Kirchenrenovation 

das rotwendige zur Verfügung zu stellen oder eLe Iandessubven" 

tion von Frs. 5000. 

Schluss der SitZury *6 Uhr. 
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